
Bekanntmachung 

Satzunq kiber die Erhebunq von Beitraqen filr den Ausbau von Strafien und 
Wegen in der Gemeinde Norddorf 
(Straftenausbaubeitragssatzunql  

Aufg)-und des § 4 der Gemeindeordnung fur Schleswig-Holstein d.F. corn 23. Juli 1996 (GVOBI. Sch.-
H., S. 529), zuletzt geandert durch Geset corn 18. Januar 1 999 (GVOBI. Schl.-H., S. 26/38) und der §§ 
1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein i.d.F. der Bekanntrnachung 
cam 22. Juii 1996 (GVOBI. Schl-H.. S. 564), zuletzt geandert durch Gesetz vorn 06. Februar 2001 
(GVOBL. Schi.-Holst. S. 14), wird nach Beschluafassung durch die Gemeindevertretung yam 29.11.2001 
foigende Satung erlassen: 

§1  
Erhebung des Beitrages 

(1) Die Gemeinde erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwands fur die Herstellung, den Ausbau und 
den Umbau der in ihrer Baulaststehenden Offentlichen Straaen, Wege und Platze (Ersohlieaungsanlage), 
such wenn sie nicht zum Anbau bestimmt sind, Beitrage nach Maagabe dieser Satung fin" GrundstOcke, 
denen durch die Mitiglichkeit der Inanspruchnahme dieser Einrichtungen Vorteile zuwachsen. Zu den 
Einrichtungen gehOren auch Wohnwege, die sue tatsachtichen oder rechtlichen GrOnden nicht mit 
Kraftfahrzeugen befahren werden konnen und affentliche VVirtschaftswege. Erschliellungsanlage ale 
Offentliche Einrichtung im Sinne der Satzung ist nur die Stralae, der Wag oder der Plat insgesamt, d.h. in 
der gesamtn raumlichen Ausdehnung mit alien Teitinrichtungen. 

(2) inhalt und Umfang einer beitragsfahigen Maanahme werden durch das Bauprogramm bestimmt Die 
Gemeinde kann des Bauprogramm, des der beitragsfahigen Maanahme zugrundeliegt bis zu deren Ab-
schlua abandern. 

(3) FCr in der Baulast der Gemeinde stehende selbstandige Immissionsschutzaniagen kann die Ge-
meinde Bearage aufgrund besonderer Satung erheben. 

(4) Absatze 1 und 3 gelten fiDr die dort bezeichneten Herstellungs-, Ausbau- und Umbaumaanahmen nur, 
soweit fur sie nicht Erschlieaungsbeitrage oder Ausgleichsbetrage nach dem BauGB zu erheben sind. § 
27 des Strailen- und Wegegesetes (Vergiitung von Mehrkosten) und § 8 Abs. 7 KAG (Erhebung beson-
derer Straaenbeitrage) bleiben unberuhrt. 

§2 
Beitragsfahiger Aufwand 

(1) Beitragsfahig ist insbesondere der Aufwand fur 

	

1. 	den Erwerb (einschliefIlich Erwerbsnebenkosten) und die Freilegung der fur die Herstellung, 
den Aus- und Umbau der Einrichtungen benatigten Grundflachen: hierzu gehdrt auch der Wert 
der von der Gemeinde sue ihrem Verrndgen bereitgesteIlten Flachen zum Zeitpunkt der Bereit-
stellung, 

2. die Herstellung, den Aus- und Umbau der Fahrbahnen; dazu gehdren auch unselbstandige 
Larrnschutzanlagen, 

	

3. 	die Hersteilung sowie den Ausbau und Umbau von 
al Rinnen und Bordsteinen, 
b) Radwegen, 
cr( Gehwegen. 
d) gemeinsamen Rad- urd Gehwegen. 
e) unselbstandigen Parkflachen, 
I) E3eleuchtungseinrichtungen, 
g) Einrichtungen fOr die Niederschlagswasserbeseitigung,  

h) BOschungen, Schutz- und StOtzmauern. 
unselbstandigen GrOnanlagen (befestigte und unbefestigte Trenn-, Rand-. Seiten- und 
Scherheitsstreifen 	 Bepflanzung). 

4. 	den Aus- und Umbau von bestehenden Mischflachen (z.B. verkehrsberuhigte Beretche). 

(2) Zum beitragsfahigen Aufwand geharen auch die Aufwendungen fill: eine Fremdfinanzierung der in 
Absatz 1 bezeichneten Maanahmen sowie die Aufwendungen, die zum Ausgieich oder Ersam eines 
durch eine beitragsfahige Maanahme bewirkten Eingriffs in Natur und Landschaft zu erbringen sind. 

(3) Der Aufwand fur die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraaen at nur 
insoweit beitragsthig, ale die Fahrbahnen breiter sind als die anschlieaenden freien Strecker. 

(4) Nicht beitragsthig ist der Aufwand fUr 
1. die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der Straaen, Wege und Platze. 
2. Bauwerke von Brucker'. Tunneln und Unterfuhrungen mit den dazugehdrenden Rampen. 

(5) Soweit Aufwandsarlen in Absatz 1 oder Einrichtungen in § 5 Abs. 1 nicht erfaat sind oder die festge-
setten anrechenbaren Breiten oder Anteile der Beitragspflichtigen offensichtlich nicht zutreffen, bestimmt 
die Gemeindevertretung dumb Satung im Einzelfall deren Einbeziehung, die anrechenbaren Breitenund 
Anteile der Beitragspflichtigen. 

§3  
Ermittlung des beitragsfahigen Aufwandes 

Der bearags(ahige Aufwand wird nach den tatsachlichen Kosten ermitlett 

§4 
Anteil der Gemeinde am beitragsfahigen Aufwand 

(1) Die Gemeinde tragt den Tell des Aufwards. 
a) der nach Maagabe des § 5 von ihr zu tragen ist (sag. Mehrbreitenaufwand und Gemeindeanteil) und 
b) der bei der Vertilung des um lagethigen Aufwandes nach § 7 oder § 10 auf ihre GrundstOcke, Erb-

baurechte Lind anderen dinglichen Nutzungsrechte entrallt. 

(2) Leisturgen und ZuschLisse Dritter sind vom beitragsfahigen Aufwand abzusetzen, soweit sich sue 
dem Bewilligungsbescheid oder den den Zuwendungen zugrunde liegenden Rechtsnorrnen oder Ver-
waltungsvorschriften nichts anderes ergibt. 

§5  
Strallenarten, anrechenbare Breiten, Anteil der Beitragspflichtigen 

(1) Die Stragenarten, die anrechenbaren Breiten der Teileinrichtungen und der Anteil der Beitrags-
pflichtigen am bettragsfahigen Aufwand werden wie rolgt festgesetzt: 

StraBenarten mit 
Teireinrichtungen 

anrechenbare Brett e Anteil der Beitragspflichtigen 

in Kern-, Gewerbe- 
und Industrie- 

gebieten 

in sonstigen 
Baugebieten und 
im Ad3enbereish 

1. Anliegerstrallen 
a) Fabirbahn 6.5Cm 6.00m 311 vil. 
bf Radweg je 1,75m je 1.75m 36 v.H. 
at Gehwed je 2.50m le 2.50m 30 v.H. 
d) gemernsame Rad- und 

Gehwege je 2.50m je 2.50m 
30 v.H. 

at unselbstandige Park- 
flachen je 5.60m is 5.00m 

30 v.H. 



StraRenarten mit 
Teileinrichtungen 

anrechenbare Breite Anteil der Beitragspflichtigen 

in Kern-, Gewerbe- 
und Industrie- 

gebieten 

in sonstig en 
Baugebieten und 
im Auflenberech 

0 Beleuchtung u. Neder- 
schlauswasserbeseitiq. -  

30 v.H, 

g) unselbstandige 
GrUnallagen je 2.00 M je 2.00M 30 v.H. 

2. Haupterschlies-
sungstrafien 

a) Fahrbahn 8.50m 7.00m 20 v.H. 
b) Radweg is 1.75m is 1,75m 20 v.H. 
c) Gehweg is 2,50m je 2,50m 20 v.H. 
d) gemeinsame Rad 

undGehwege Is 2.50m . 	is 2,50m 
20 v.H. 

el unselbstandige Park- 
%cher je 5.00m je 5.00m 

20 v.H. 

f)  Beleuchtung U. Nieder- 
schlagswasserbesertg. - - 

20 v.H. 

g)  unseibstandige 
GrOnanlagen je 2,00m je 2,00m 

20 v.H. 

3. HauptverkehrsstraSen 
a)  Fahrbahn 5,50m 8,50m 10 v.H. 
b)  Radweg je 1,75m je 1,75m 10 v.1-I, 
C) Gehwed je 2.50m je 2,50m 10 v.H. 
d} gemeinsame Rad 

undGehwege ie 2,50m is 2,50m 10 v,H, 
e) unselbstand;ge Park-

flachen je 5,00m je 5,00m 10 v.H. 
f) Beleuchtung U. Nieder-

schlaqswasserbese'rtig. - - 10 v.H. 
g) unselbstandige 

Grunanlagen je 2,00m je 2.04m 10 v.H. 

4. Verkehmberuhigte 
Bereiche ( einschlie 61. 
Beleuchtung und 
Niederschlagswasser-
beseitigung) S,00m 9.00m 30 v.H. 

5. Wirtschattswege - 4,00m 20 v.H. 

Wenn bei einer dem Anbau dienenden Stralle sin oder zwei Gehwege oder Parl<flachen fehlen, erhbht 
sich die anrechenbare Breite der Fahrbahn urn je 1,50 m fur fehlende Gehwege, und urn je 2,50 m fOr 
fehlende Parkflachen, falls und soweit auf der Fahrbahn eine Parkmoglichkeit geboten wird. 

(2) Bei Bundes-, Landes- und Kreisstrallen beziehen sich die anrechenbaren Breiten der Fahrbahn auf 
die Breite, die Ober die bertragsfreie Fahrbahnbreite nach § 2 Abs. 3 hinausgeht 

(3) Absat 1 gilt fUr beplante und unbeplante Gebiete. Die in Absatz 1 genannten Breiten sind Durch-
schnitsbreiteru der Aufwand fOr Wendeantagen am Ende von StichstraBen und fOr Aufweitungen im Be-
retch von EinmOndungen oder Abbiegespuren und dergleichen ist auch Ober die in Absatz 1 festgelegten 
anrechenbaren Breiten hinaus beitragfahig. 
(4) Fur Fullgangerstrallen werden die anrechenbaren Brejten und die abwelzbaren Anteile der Beitrags-

pflichtigen am Aufwand im Einzerfall durch Satzung geregelt. Entsprechendes gilt far sonstige Verkehr-
seinrichtungen. die von Abs. 1 nicht erfallt sind. und fie scnstige Sonderfatle, 

(5) Im Sinne des Absates 1 gelten ais 
1 Anliegerstratlen: Strallen. Wege und P atze , die ausschlielltich oder Uberwiegend der Erschiieflung 

der angrenzenden oder der durch private Zuwegung mit ihnen verbundenen GrundstUcke dienen, 
2. Ha u pterschliellungsstrallen: Strailen. Wege und Plate. die weder Oberwiegend der Erschlieilung 

von Grundstacken noch dberwiegend dern Oberrirtlichen Durchgangsverkehr dienen. 
3. Ha u ptverkeh rsstra Ben: Strallen, Wege und Platte (hauptsachlich Bundes-, Landes- und Kreisstra-

Ben), die neben der ErschUeRung von GrundstOcken und neben der Aufnahrne von innerbrtlichem 
Durchgangsverkehr r.)berwiegend dem Oberdrtlichen Durchgangsverkehr und dam it dem Ziel- und 
Quellverkehr autlerhalb des Ortes dienen. 

4. Verkehrsberuhigte Remiche: StraOen, Wege und Platze, die ausschliealich oder Oberwiegenci der 
Erschlieflung der angrenzenden oder der durch private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grund-
stOcke dienen, dabei als Mischflache ausgestaltet sind und in Iner ganzen Breite von Fullgangern 
benutzt und von Kraftfahrzeugen befahren werden ciCk-fen. 

5. Wirtschaftswege: Feld- und Waldwege, die ausschliefllich der Bewirtschaftung von Feld- und Wald-
grundstOcken dienen. 

(6) Bei einseitig anbaubaren Straflen, Wegen und Platzen Sind die anrechenbaren Breiten nach Absatz 1 
ffir Radwege. Gehwege, gerrieinsame Rad- und Gehwege, unselbstandige Parkftachen, unselbstandige 
GrOnanlagen nur entlang der bebauten oder bebaubaren Grundstricke anzusetzen. Die anrechenbare 
Breite der Fahrbahn nach Absatz ist bei einseitig anbaubaren Strallen und Wegen mitzwei Drittel, jedoch 
mindestens mit der verkehrstechnisch erforderlichen Mindestbreite (6 m) zu benIcksichtigen, 

(7) Grenzt eine Straile, sin Weg oder sin Platz ganz oder in einzelnen Abschnitten mit einer Sete an emn 
Kern-, Gewerbe- oder lndustriegebiet und mit der anderen Seite an sin sonstiges Baugebiet oder an den 
Aullenbereich und ergeben sich babel nach Absat 1 unterschieciliche anrechenbare Breiten. so  gilt fur 
die gesamte Stralle den Weg oder den Platz die grOBte Breite. 

§6  
Aufwandverteilung in Sonderfallen 

(Vorverteilung) 

Grenzt eine Stralle, em n Weg oder em n Raiz sowohl an baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise 
genutte oder nutzbare GrundstUcke als such an lediglich in anderer Weise (z.B. land- oder forstwirt-
schaftlich) nutzbare Grundstiicke, werden die durch die Mbglichkeit der Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung vermittelten Vorteile fOr die Grundstilcksflachen der vorgenannten GrundstOcksarten im Verhalt-
nis 2 zu 1angesetzt. Demgernail wird der umlagefahige Aufwand im Verhaltnis der einfachen Frontlange 
der nur in anderer Weise nutzbaren GrundstOcke und der doppelten Frontlange der baulich, gewerblich 
oder in vergleichbarer Weise genutzten oder nutzbaren Grundstutke verteilt. § 5 Absatz 6 Satz 2 findet in 
diesen Fallen keine Anwendung, Bei Grundstacken, die nicht an die bffentliche Einrichfung angrenzen, 
aber rechtljch oder tatsOchlich eine ZugangsmOglichkeit zu (hr haben oder lediglich durch einen zum 
GrundstOck gehOrenden Weg mit ihr verbunden sind (HinterliegergrundstOcke), ist die Frontlange der der 
bffentlichen Einrichtung zugewandten GrundstOcksseite zugrunde zu legen. 

Verteilung des u m lagefah ig en Aufwandes 

(1) Der nach § 5 und § 6 ermittelte urniagefahige Aufwand wird auf die GrundstOcke, denen durch die 
Inansp ruchnahmemog lichkeit der Einnchtung Vorteile zuwachsen, vorbehaltlich des § 10 in dem Verhalt-
nis verteilt, in dem die Nutzungsftechen der einzelnen GrundstOcke zueinanderstehen. Dabei wird die 
unterschiedliche Nutzung der GrundstOcke nach MalS und Art berucksichtigt. Die Nutzungsflache ergibt 
sich dutch Vervielfachen der Grundstilcksflache (§ 8) mit dem Nutungsfaktor (§ 9), 
(2) GrundstOck in, Sinne dieser Satzung ist grundsetlich das Grundsttick im bUrgerlich-rechtlichen Sinne. 



§8  
GruncIstOcksflAche 

(1) Als Grundstiicksflache gilt bei Grundstficken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die Fla-
che, die der Ermitttung der zulassigen Nutzung zugrunde zu legen ist. 

(2) Als GrundstOcksfldche gilt bei Grundstucken, die innerhalb eines im Zusarnmenhang bebauten Orts-
tells (§ 34 BauGB) und bei GrundstOcken, die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB Heger, 
die gesamte Flache, hdchstens jedoch 
a) soweit sie an die Stralle, den Wag oder den Flats angrenzen, die Flache zwischen der gemeinsarnen 

Grenze der GrundstOcke mit der Einrichtung und einer im Abstand von 50m dazu verlaufenden Pa-
ralielen, Grundstucksteile, die lediglich die wegernallige Verbindung zur Einrichtung herstellen, bieJ-
bert bei der Bestimmung der GrundstOckstiefe unberficksichtigt, 

b) soweit sie nicht angrenzen, aber rechtlich oder tatsachlich eine Zugangsmdglichkeitzu ihr haben und 
bei GruncistOcken, die durch einen zum GrundstOck gehOrenden Weg mit dieser verbunden sind 
(HinterliegergrundstOcke), die Flache zwischen der der Stralle, den Wag oder Plat zugewandten 
Grundst0cksseite und einer im Abstand von 50m dazu verlaufenden Parallelen. 

Lbst eine weder beach noch gewerblich genutzte verblebende Restflache eine beachtliche zusdtzliche 
Inanspruchnahme der urn- oder ausgebauten StraBe aus, zdhlt sie mit einer Halfte ebenfalls zur Grund-
stacksflAche. Werden Grundsttcke Ober die sich nach Satz 1 Buchst a) oder Buchst b) ergebenden 
Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt, ist GrundstOcksflache die Flache zwischen der jeweiii-
gen Strallengrenze bzw. der der Stralle zugewandten GrundstOcksseite und einer parallel dazu verlau-
fenden Linie am Ende dieser Nuizung. 

§9  
Nulzungsfaktor 

(1) Der Nutzungsfaktor bemiat sich nach der Zahl der Vollgeschosse, soweit in dieser Satzung nichts 
anderes bestimmt ist Als Vollgeschosse gelten elle Geschosse, die nach landesrechllichen Vorschriften 
Vollgeschosse sind. 

(2) Zur Beitcksichtigung des unterschiedlichen Mafies der Nutzung wird die GrundstOcksfIdche (§ 3) 
vervielfacht mit 
a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit oder Bebauung mit einem Vollgescho6, 
b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit oder Bebauung mit zwei Vollgeschossen, 
c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit oder Bebauung mit drei Voltgeschossen, 
d) 0,5 bei Grundstucken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nulzung vergleichbaren Weise 

genutzt warden ki5nnen (z.B. KirchengrundstOcke, FriedhOfe, Sportaniagen, Freibeder, Dauerklein-
gdrten oder Baumschuien). 

e) 0,2 bei GrundstOcken, die weder baulich noch gewerblich oder in vergleichbarer Weise, sondern nur 
andetweilig, zum Beispiel landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich, fischereiwirtschaftlich oder jagdlich 
genutzt warden konnen, 

(3) Rh: GrundstOcke, die innerrialb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes liegen, ergibtsich die 
Zahl der Vollgeschosse wie folgt: 
a) at die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der hochstzulassigen Zahl der Voligeschosse. 
b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vongeschosse die Baumassenzahl geteilt 

durch 3,5, wobei Bruchzahlen ab 0,5 auf voile Zahlen aufgerundet, im Obrigen abgerundet warden. 

1st tatsdchlich eine hdhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse vorhanden oderzugelassen, so at 
diese zugrundezulegen; dies gilt entsprechend, wenn die zulassige Baumassenzahl oder die hOchstu-
lassige Gebaudehdhe Uberschritten warden. 

Sind in einem Bebauungspian Ober the bauliche Nutzung eines Grundstacks mehrere Festsetzungen 
(Gescho8zahl. Gebaudehdhe, Baumassenzahl) enthalten, so ist die GeschoZzahl vor der Gebaudehohe 
und diese vor der Baumassenzahl maRgebend. 

(4) FOr Grundstiicke, die innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortstelle (§ 34 BauGB) liegen und 
kir GrundstOcke fur die em n Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die 
Gebaudehdhe nicht festseUt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse: 
a) bei bebauten Grundstiicken aus der HOchstzahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse, 
b) bei bebauten GrundstOcken, deren Gebdude ausschlieWich Geschoahohen aufweisen, die die nach 

landesrechtlichen Vorschriften geltende MindesthOhe nicht erreichen, aus der Zahl der tatsdchlich 
vorhandenen Geschosse. 

c) bei unbebauten, aber bebauba ran GrundstUcken aus der Zahl der auf den GrundstOcken der naheren 
Umgebung Dberwiegend vorhandenen Vollgeschosse. 

Bei Grundstlicken, auf den an nur Campingpldtze oder Stellplatze zulassig oder vorhanden sind sowie bei 
GrundstOcken, auf denen keine Bebauung zultssig 1st, die aber gewerblich genutzt warden konnen, wird 
em n Vollgeschoa zugrundegelegt. 

(5) Fiir GrundstOcke, die von mehr els einer beitragsfahigen Einrichtung oder Teileinrichtung erschlossen 
werden, wird der nach den §58, 9 oder 10 ermittelte Beitrag nur zu 2/3 von den Beitragspflichtigen nach 
515 erhoben. Das Oblige Mittel tragt die Gemeinde. 

§10 
Verteilungsregelung fiir den Au8enbereich 

(1) Der auf GrundstOcksfldchen, die im Auilenbereich liegen, ggf. nach Vorverteilung gem. 5 5-, entfal-
lende umlagefahige Aufwand wird auf die GrundstOcke, denen durch die Inanspruchnahmemoglichkeit 
der jeweiligen Einrichtung Vorteile zuwachsen, in dem Verhaltnis verteilt in dem die NutrungstItchen der 
einzelnen GrundstOcke zueinanderstehen. Die Nutzungsfidche ergibt sich durch Vervielfachen der 
GrundstOcksflache (Absalz 2) mit der Nulzungsmeflzahl (Absatz 3). 

(2) Als GrundstOcksfleche gilt bei Grundstticken, die im Aullenbereich liegen (535 BauGB), die gesamte 
Flache. 

(3) Die Grundstucksflache gemall Absatz 2 wird mit einer an der Nutzung ausgerichleten Merizahl ver-
vielfaltigt. Diese betragt fur 

1. Grundsticke ohne Bebauung 
a) mit Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflachen 	 2 

bei Nulzung els GrOnland. Ackerland, Weideland oder Gartenland 	 4 
bei Nutzung ais GrOnland, Ackerland, Weideland oder Gartenland 	 8 
bei in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Nut- 
zung (z.B. KirchengrundstOcke, Friedhafe, Sportanlagen, Freibader, Dauer- 	12 
kleingarten oder Baum schulen) 

2. GrundstOcke mit Wohnbebauung, landwirtschaftlichen Hofstellen oder landwirt-
schaftlichen Nebengebauden (z.B. Feldscheunen) fOr eine Teilflache, die sich 
rechnerisch aus der Grundflache der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflt- 	16 
chenzahl 0,2 ergibt; die dartiber hinausgehende Restfldche wird entsprechend 
der jeweiligen Nuung nach Nr.1 bewertet 

3. gewerblich genutzte GrundstOcke mit Bebauung fur eine Teilflache, die sich 
rechnerisch sus der Grundflache der Baulichkeiten geteilt bunch die Grundfla- 
chenzahl 0,2 ergibt; 	die darOber hinausgehende Restflache wird entspre- 	20 
chend der jeweiligen Nutzung nach Nr.1 bewertet. 

§11 
Abschnittsbildung 

(1) Fur selbstidndig benulzbare Abschnitte einer Einrichtung kann der Aufwand selbstandig ermittelt und 
erhoben warden. 



§17 
Datenverarbeitung 

Zur Ermittlung der Beitragspflichtigen und zur Festsetzung der Bettrage im Rahmen der Veranlagung 
nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und grundstacksbezo-
genen Daten gem. § 10 Abs. 4 i.V.m. § 9 Abs 2 Nr.1 Landesdatenschulzgeselz (LDSG) i.d.F. vom 
30.10.1991 (GVOB1. Schl.-H., Seite 555) aus DatenbestAnden, die der Gemeinde aus der Profung des 
gemeindlichen Vorkaufsrechts nach den §§ 24 bis 28 BauGE und § 3 des Gesetzeszur Erleichterung des 
Wohnungsbaus irrt Pianungs- und Baurecht sowie zur Anderung mietrechtlicher Vorschriften 
(WoBauErIG) der Gemeinde bekanntgeworden sind und aus den beim Katasteramt gefOhrten Liegen-
schaftskataster, aus den beim Grundbuchamt gefahrten Grundbilchem, aus den gekthrten Personen-
konten sowie Meldedaten und bei der unteren BauaufsichtsbehOrde gefuhrten Bauakten zultssig. Die 
Gemeinde dart sich diese Daten von den genannten Amtern und Behorden itermitteln lassen und nut 
zum Zwecke der Beitragserhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 

§18 
Ink rafttreten 

Diese Salzung tritt am 01. Januar 2002 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satung Ober die Erhebung von 
Bettragen far den Ausbau von Strallen, Wegen und Plalzen vom 19. Manz 1964 einschlieElich der 
Nachtrage vom 1.6.84,1.1.94 und 1.1.98 auller Kraft 

Norddorf, den 04. Dezember 2001 
Gemeinde Norddorf 

D‘vti.lermeister 
• / 

Ausgehtrigt am: 
/A) 

1. Stellv. El Li rgermeister 
- :1  

, .-, e' 
	 abgenommen am: 	  kn 

  

- - eh./ 
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(2) Erstreckt sich eine beitragsfahige Maanahme auf mehrere Abschnitte einer Einrichtung, fEr die sich 
nach § 5 unterschiedliche anrechenbare Breiten oder unterschiedliche umlagefahige Anteile ergeben, so 
sind diese Abschnitte gesonden abzurechnen. 

§12 
Kostenspaltung 

Der Beitrag kann für  
1. Fahrbahn 
2. Radweg, 
3. Gehweg, 
4. gem einsam e Geh- und Radwege, 
5. unselbstandige Parkflachen 
6. Beleuchtung, 
7. Niederschlagswasserbeseitigung. 
8. unselbstandige Grunanlagen, 
gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhcben werden. § 11 bleibt unberuhrt. 

§13 
Vorauszahlungen und Ablosung 

(1) Sobald mit der Ourchfuhrung einer beitragsfahigen MaEnahme begonnen worden ist, kann die Ge-
meinde eine Vorauszahlung in Hohe von 75% des voraussichtlichen Beitrages erheben. 

(2) Der Beitrag kann im Ganzen vor Entstehen der sachlichen Beitragspflichten durch Abschlull eines 
Ablosungsvertrages abgelost werden. Der AblOsungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Witte 
des nach Mallgabe dieser Satzung entstehenden Beitrages. 

§14 
Entstehen der sachlichen Beitragspflichten 

(1) Die sachtichen Beitragspflichten entstehen mit dem Abschlua der beitragsfthigen MaEnahme. 

(2)1m Falle der abschnittsweisen Erhebung des Beitrages nach § 11 entstehen die sachlichen Beitrags-
pflichten mit der Fertigstellung des Abschnitts der Einrichtung und im Falle der Kostenspaltung nach § 12 
mit der Fertigstellung des abgespaltenen Teils der Einrichtung. 

§15 
Beitragspflichtige 

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Abgabenbescheides EigentOmer des 
Grundstuckes ist 1st das GrundstUck mit einem Erbbaurecht belastet, so ist an Stelle des Eigentumers 
der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs-
und Teileigentumer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

(2) Miteigentamer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner. 

§16 
Veranlagung. Falligkeit 

Die Vorauszahlung und der Beitrag werden durch Abgabertbescheid festgesetzt und sind einen Monet 
nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides fallig. 
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